
höheres Gericht für nicht länger als drei Monate be­
rufen. Der Vorsitzende des Bezirksgerichts bestimmt die 
Vertretung eines Richters eines Volks- oder Bezirks­
gerichts, wenn dieser vorübergehend seine Funktion 
nicht ausüben kann. Die Abberufung eines Richters 
oder Schöffen ist Sache der örtlichen Volksvertretung; 
sie entscheidet auch über die Gültigkeit der Nieder­
legung der Funktion durch einen Richter oder Schöffen. 
In beiden Fällen holt die Volksvertretung vor ihrer Ent­
scheidung die Stellungnahme des Justizministers bzw. 
in bestimmten Fällen der Niederlegung der Funktion 
die Stellungnahme des Vorsitzenden des Bezirksgerichts 
oder des Volksgerichts ein. Ergänzungswahlen sind für 
den Fall der Abberufung, des Verlustes der Funktion 
wegen Verweigerung des nach der Wahl zu leistenden 
Verpflichtungsspruchs, der Niederlegung der Funktion 
oder des Ablebens des Richters vorgesehen. Des 
weiteren sind im II.. Teil des Richterwahlgesetzes Be­
stimmungen über die Grundpflichten, die Rechenschafts­
pflicht und die Stellung des Richters sowie über die 
Voraussetzungen für die Strafverfolgung und die zeit­
weise Enthebung des Richters von seiner Funktion ent­
halten.

Die ersten Richterwahlen wurden in der CSR im 
November 1957 durchgeführt; sie wurden ab Januar 
1957 zielstrebig vorbereitet. Die eigentliche Wahl­
kampagne lag in der Zeit von Juli bis November 1957. 
Die Richterwahlen haben zur Stärkung der Autorität 
der örtlichen Organe der Staatsmacht und der Gerichte 
beigetragen und gute Voraussetzungen für ein echtes 
Zusammenwirken zwischen den örtlichen Organen der 
Staatsmacht und den Gerichten bei der Lösung der 
zentralen politischen Aufgaben im örtlichen Bereich 
sowie für den Übergang zur allgemeinen Wahl der 
Richter und Schöffen der Volksgerichte unmittelbar 
durch die Bevölkerung geschaffen».

*
Das Ergebnis dieser rechtsvergleichenden Unter­

suchungen, der Entwicklungsstand und die Entwick­
lungstendenz1» in der Herausbildung neuer Arbeits­
methoden der Kreis- und Bezirksgerichte sowie Be­
ratungen mit Richtern und Mitarbeitern der Justiz­
verwaltung lassen folgende gesetzliche Regelung der 
mit der Richterwahl zusammenhängenden Fragen 
als notwendig erscheinen.

In der ersten Etappe der Richterwahlen in der Deut­
schen Demokratischen Republik11 werden die Richter 
der Kreisgerichte durch die Kreistage, Stadtverordneten­
versammlungen der kreisfreien Städte bzw. Stadt­
bezirksversammlungen und die Richter der Bezirks­
gerichte durch die Bezirkstage auf drei Jahre gewählt. 
Als Richter eines Kreis- oder Bezirksgerichts kann jeder 
Bürger der Deutschen Demokratischen Republik gewählt 
werden, der sich vorbehaltlos für den sozialistischen 
Aufbau einsetzt und der Arbeiter-und-Bauern-Macht 
treu ergeben ist, das Wahlrecht besitzt, die erforder­
lichen Sachkenntnisse erworben und am Wahltag das 
25. Lebensjahr vollendet hat. Zu den erforderlichen 
Sachkenntnissen gehören bei jungen juristischen Kadern 
auch die Kenntnisse, die sie während der Vorberei­
tungszeit erworben haben. Die verantwortungsvolle 
Tätigkeit als Richter, die sich im Prozeß der Weiter­
entwicklung der Arbeitsmethoden der Gerichte, ins­
besondere in ihrem Zusammenwirken mit den örtlichen 
Organen der Staatsmacht, ständig noch erhöht, verlangt 
eine Heraufsetzung des Mindestalters des Richters. 
Durch die Veränderung der Oberschul- und Hochschul­
bildung sowie die Einführung einer Vorbereitungszeit 
für junge juristische Kader verringert sich ohnehin 
die Zahl der Richterkandidaten, die noch nicht das 
25. Lebensjahr vollendet haben. Die gleichen prin­
zipiellen Erwägungen sprechen auch für eine Erhöhung 
des Mindestalters der Schöffen auf 25 Jahre. Da jedoch 
Richter kandidieren werden, die das 25. Lebensjahr noch 
nicht vollendet, aber bereits als Richter gut gearbeitet 
haben, wird in einer Übergangsbestimmung zu regeln 
sein, daß für diese Richterkandidaten das Mindestalter 
von 25 Jahren nicht gilt. Eine ähnliche Regelung wird 9 10 11

9 vgl. Kuibin, Uber die Vorbereitung der Wahlen der Richter 
und Schöffen in der CSR, NJ 19S9 S. 40.

10 vgl. Kern/Jäckel, Die örtlichen Organe müssen die Justiz­
organe in die Lösung der staatlichen Aufgaben einibeziehen, 
Demokratischer Aufbau 1959 S. 40; Krutzsch, Der neue Arbeits­
stil im Strafverfahren, und die Aufgaben der gesellschaftlichen 
Erziehung, NJ 1959 S. 113 ft., 153 ff.

11 Beschluß des V. Parteitages, Berlin 1958, S. 30.

geschaffen werden müssen für die Schöffen der jetzigen 
Wahlperiode, die das 25. Lebensjahr noch nicht voll­
endet haben. Der Minister der Justiz sollte die Zahl der 
Richter bestimmen, die für die einzelnen Kreis- und 
Bezirksgerichte zu wählen sind. Er sollte auch die 
Kandidatenvorschläge einreichen und aus der Zahl der 
gewählten Richter die Direktoren der Kreis- und 
Bezirksgerichte, ihre Vertreter und die Oberrichter bei 
den Bezirksgerichten berufen. Um die besondere poli­
tische Bedeutung der Wahl der Richter zu unterstreichen 
und um ihre Verantwortlichkeit vor dem Volke voll 
zum Ausdruck zu bringen, müßte gesetzlich festgelegt 
werden, daß sie unmittelbar nach ihrer in öffentlicher 
Sitzung durchgeführten Wahl gegenüber der Volksver­
tretung einen Verpflichtungsspruch leisten.

Die besondere Bedeutung der gerichtlichen Verfah­
ren und Gerichtsentscheidungen sowie der politischen 
Massenarbeit der Richter für die Entwicklung und Festi­
gung des sozialistischen Bewußtseins der Bürger der 
Deutschen Demokratischen Republik verlangt eine be­
sondere gesetzliche Regelung. Hier müßte bestimmt 
werden, daß die Richter verpflichtet sind, durch aktive 
politische und gesellschaftliche Tätigkeit die erziehe­
rische Wirkung der Gerichtsverhandlungen und -ent- 
scheidungen auf die Herausbildung und Festigung des 
sozialistischen Bewußtseins der Bevölkerung zu 
erhöhen. Darüber hinaus sollten sie weiterhin verpflich­
tet sein, durch regelmäßige Aufklärung über den sozia­
listischen Staat und sein Recht die Bevölkerung zur Ein­
haltung- der sozialistischen Gesetze und zur aktiven 
Mitwirkung bei ihrer Durchsetzung zu erziehen.

Das Neue in der Entwicklung der Arbeitsmethoden 
der Gerichte, das im Verlaufe seiner Weiterentwicklung 
den demokratischen Zentralismus auf eine höhere, 
wirksamere Stufe im Justizapparat heben wird, müßte 
insbesondere auch in einer Bestimmung über die Zu­
sammenarbeit des Richters mit den örtlichen Organen 
der Staatsmacht verankert werden. Hier wäre fest­
zulegen, daß die Richter der Kreis- und Bezirksgerichte 
verpflichtet sind, vor den örtlichen Volksvertretungen, 
durch die sie gewählt wurden, über ihre Tätigkeit 
Rechenschaft zu legen und mit den örtlichen Organen 
der Staatsmacht ständig eng zusammenzuarbeiten. 
Dabei müßten die wichtigsten Erscheinungsformen 
dieses Zusammenwirkens herausgestellt werden. Das 
wären vor allem die Berichterstattungen des Gerichts 
vor den örtlichen Organen über die Entwicklung der 
Kriminalität oder anderer Erscheinungen, die durch 
die Analyse der Rechtsprechung und der politischen 
Massenarbeit festgestellt werden, sowie die Durchfüh­
rung der richterlichen. Tätigkeit in voller Kenntnis der 
örtlichen Verhältnisse und der jeweiligen politischen 
Hauptaufgaben im örtlichen Bereich. Es sollte jedoch 
auch in einer solchen Regelung festgelegt werden, daß 
die örtlichen Organe der Staatsmacht ihrerseits zur Ein­
haltung und Festigung der sozialistischen Gesetzlich­
keit und Gewährleistung der Rechte der Bürger in 
ihrem Zuständigkeitsbereich die Richter zu unterstützen 
haben.

Eine solche wichtige Regelung würde an die Praxis 
anknüpfen, die die Richter der Kreis- und Bezirks­
gerichte aus der richtigen Einschätzung des politischen 
Inhalts der Gesetze über die örtlichen Organe der 
Staatsmacht vom 17. Januar 1957 und über die Vervoll­
kommnung und Vereinfachung der Arbeit des Staats­
apparates vom 11. Februar 1958 durch ihre Tätigkeit zu 
entwickeln beginnen12. Da die Wahl der Richter einen 
bestimmten Stand dieses Prozesses und ein echtes Zu­
sammenwirken zwisdhen den Gerichten und den ört­
lichen Organen der Staatsmacht voraussetzt und nicht 
etwa lediglich als eine Veränderung der Organisation 
der Gerichte angesehen werden kann, liegt eine der 
Hauptaufgaben während der' Vorbereituhg der Wahl 
darin, diesen in seinen Keimen festzustellenden neuen 
Arbeitsstil der Gerichte bis zur Wahl verstärkt durch­
zusetzen.

Besondere Regelungen sollten geschaffen werden für 
die Fälle der Vertretung eines vorübergehend in der 
Ausübung seiner Funktion verhinderten Richters und 
die Fälle der zeitweisen Tätigkeit eines Richters an 
einem anderen Gericht oder in der Justizverwaltung

12 Auf den Mangel, daß diese richtige Einschätzung sich sehr 
zögernd durchsetzte, haben Kern und JäCkel sowie Krutzsch 
in den bereits genannten Artikeln besonders hingewiesen.
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